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E m p f e h l u n g e n
der Ausschüsse

EU - In - R - U - Vk

zu Punkt ..... der 788. Sitzung des Bundesrates am 23. Mai 2003

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über die Meeresverschmutzung durch Schiffe und die Ein-
führung von Sanktionen, einschließlich strafrechtlicher Sanktionen, für
Verschmutzungsdelikte
KOM(2003) 92; Ratsdok. 7312/03

A

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union (EU) und

der Rechtsausschuss (R)

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt
Stellung zu nehmen:

1. Der Bundesrat begrüßt das mit dem Richtlinienvorschlag verfolgte Anliegen,
die Bekämpfung der Meeresverschmutzung durch Schiffe innerhalb der EU zu
harmonisieren. Er weist aber darauf hin, dass für die vorgeschlagene Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des Rates über die Meeresverschmutzung
durch Schiffe und die Einführung von Sanktionen, einschließlich strafrecht-
licher Sanktionen, für Verschmutzungsdelikte insoweit keine Zuständigkeit der
Europäischen Gemeinschaft besteht, als die Richtlinie die Mitgliedstaaten zum
Erlass strafrechtlicher Bestimmungen verpflichtet. Die in Artikel 80 Abs. 2
EGV normierte Kompetenz der Gemeinschaft zum Erlass von Vorschriften über
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die Seeschifffahrt ermächtigt sie nicht zum Erlass von strafrechtlichen Bestim-
mungen.

Der Bundesrat verweist in diesem Zusammenhang auf seine entsprechende Stel-
lungnahme vom 13. Juli 2001 (BR-Drucksache 390/01 (Beschluss)) zu dem
Vorschlag einer Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den
strafrechtlichen Schutz der Umwelt (KOM(2001) 139 endg.). Hierzu hat auch
der Rat mehrheitlich die Auffassung vertreten, dass die Gemeinschaft nicht über
eine Kompetenz für den Erlass dieser Richtlinie verfügt (vgl. Erwägungsgrund
Nr. 7 des Rahmenbeschlusses 2003/80/JI des Rates vom 27. Januar 2003 über
den Schutz der Umwelt durch das Strafrecht, ABl. EG Nr. L 20 vom
25. Februar 2003, S. 55).

2. Um eine rechtspolitisch wünschenswerte Annäherung der Sanktionen auf
hohem Niveau zu sichern, müsste der strafrechtliche Teil der Maßnahme der
Europäischen Union auf die Artikel 31, 34 EUV gestützt werden.
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3. Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten,

der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und

der Verkehrsausschuss

empfehlen dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG
Kenntnis zu nehmen.
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